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Wie Demokratie verteidigen? Demokratiepolitische Kritik der Aufrüstung der EU

WIE DEMOKRATIE VERTEIDIGEN? 
DEMOKRATIEPOLITISCHE KRITIK DER  
AUFRÜSTUNG DER EU
Die sich zuspitzenden geopolitischen Rivalitäten, die zunehmend in Kriegen zutage treten, erfordern 
eine Neudefinition europäischer Sicherheitspolitik. Insbesondere wenn zur Frage der Verteidigung 
der Demokratie die Antwort Aufrüstung sein soll, braucht es umso dringlicher einen kritischen Dis-
kurs, der auch zivile Mittel der Außenpolitik sichtbar und demokratische Kontrolle möglich macht.

Die Militarisierung der EU

Europa sieht sich durch die imperiale Ag-

gression Russlands und das bröckelnde 

Bündnis mit den USA zur Aufrüstung ge-

zwungen. In der vorherrschenden geopoli-

tischen Analyse verschärft sich die Ausei-

nandersetzung zwischen demokratischen 

und autokratischen Staaten. Eine wesent-

liche politische Antwort auf die geopoliti-

sche Lage ist Aufrüstung: Zwischen 2016 

und 2025 haben sich die Militärausgaben 

Europas verdoppelt, sodass NATO-Europa 

mittlerweile im Vergleich der globalen Rüs-

tungsausgaben nach den USA am zweiten 

Platz rangiert1. 

Europa militarisiert sich nicht nur ökono-

misch, sondern auch ideologisch. Die Be-

völkerung wieder „wehrbereit“ zu machen, 

gilt als wichtigste Voraussetzung für die 

Verteidigungs- beziehungsweise Kriegsfä-

higkeit. Doch gerade wenn Aufrüstung mit 

der Verteidigung der Demokratie begründet 

wird, muss demokratisch darüber gestritten 

werden, welche Sicherheitspolitik Europa 

braucht, wie eine globale Friedensstrategie 

entwickelt werden kann, wer darüber ent-

scheidet und wer die Entscheidungen kon-

trolliert.

Entdemokratisierungstendenzen in Europa

Unter den gegebenen Bedingungen scheint 

die Militarisierung alternativlos. Durch die 

Dominanz des Militärischen gerät das Zi-

vile unter die Räder: Friedenspolitik, Dip-

lomatie, Völkerrecht und Multilateralismus 

werden als überkommen angesehen. Dieser 

vermeintliche Sachzwang einer neuen TI-

NA-Doktrin ist bedenklich, weil Demokratie 

von der offenen Diskussion verschiedener 

Perspektiven, Interessen und Handlungsop-

tionen lebt. Wenn Sicherheit fast ausschließ-

lich militärisch gedacht wird, schrumpft der 

demokratische Möglichkeitsraum. Zivile Au-

ßenpolitik, Deeskalation, Diplomatie, Völker-

recht und Multilateralismus erscheinen dann 

nicht mehr als politische Optionen, sondern 

werden als „naiv“ delegitimiert. 

Aus diesen Gründen ist es wichtig, den Pro-

zess der Militarisierung des gesellschaft-

lichen Konsenses demokratiepolitisch zu 

problematisieren. Umso mehr, als dass die 

außenpolitischen Auseinandersetzungen 

durch innenpolitische Entdemokratisierung 

flankiert werden. Die Europäische Union ist 

Instanz dieser Entdemokratisierungsten-

denz, sowohl formal als auch gesellschaft-

lich.

Formal definiert ermöglicht Demokratie al-

len Bürger:innen den gleichen Zugang zu 

Freiheit und zur Kontrolle ihrer Realisie-

rung. Neun formale Funktionen der Demo-

kratie werden zur Realisierung der Freiheit 

der Bürger:innen vielfach zitiert: Individuelle 
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Freiheiten, Rechtsstaatlichkeit, Öffentlich-

keit, Wettbewerb, Gewaltenkontrolle, Regie-

rungsfähigkeit, Transparenz, Partizipation 

und Repräsentation.2 Gesellschaftlich kann 

Demokratie als „institutionalisierte Kont-

rolle von Herrschaftsentscheidungen und 

Entschließungsmaßstäben durch die davon 

Betroffenen“3 definiert werden. Diese Pers-

pektive geht über Wahlen und Parlamenta-

rismus hinaus. Sie fragt, ob jene Menschen, 

die von Entscheidungen betroffen sind, auch 

tatsächlich Einfluss auf diese Entscheidun-

gen nehmen können.

Anhand der gemeinsamen Militärpolitik der 

EU zeigen sich exemplarische Momente 

der Entdemokratisierungstendenz. Formal 

geht es um strukturelle Demokratiedefizite 

bei Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenkontrolle, 

Parlamentarismus, Transparenz, Partizipa-

tion und Repräsentation. Gesellschaftlich 

geht es um die Frage, wer die europäische 

Sicherheitspolitik prägt: Parlamente, Öffent-

lichkeit und Betroffene – oder Rüstungs-

industrie, Exekutiven und militärische Ap-

parate. Diese Fragen werden im Weiteren 

näher beleuchtet und die Bedeutung dieser 

demokratiepolitischen Analyse für die euro-

päische Sicherheitspolitik diskutiert. 

Trotz Finanzierungsverbot 
von Militärausgaben

Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidi-

gungspolitik der EU (GSVP) ist Teil der Ge-

meinsamen Außenpolitik (GASP) und stark 

zwischenstaatlich geprägt. Entscheidungen 

werden in der Regel einstimmig im Europä-

ischen Rat und im Rat der EU gefasst. Das 

Europäische Parlament kann die Außenpo-

litik der EU nur durch Fragerechte, Plenar-

debatten und Empfehlungen indirekt und 

unverbindlich beeinflussen. Über die Ausga-

ben im Rahmen der GASP entscheidet das 

Parlament grundsätzlich über das EU-Bud-

get mit. In Art 41 Abs 2 im Vertrag über die 

EU ist festgelegt, dass die Ausgaben der 

GASP zulasten des Haushalts der Union ge-

hen, jedoch „mit Ausnahme der Ausgaben 

aufgrund von Maßnahmen mit militärischen 

oder verteidigungspolitischen Bezügen […]“.  

Damit setzt das Unionsrecht eine Grenze, 

die demokratiepolitisch bedeutsam ist, weil 

Rechtsstaatlichkeit nicht nur aus Verfahren 

besteht, sondern auch aus wirksamen Be-

grenzungen politischer Macht. Um die ver-

teidigungspolitische beziehungsweise mi-

litärische Zusammenarbeit trotz dieser uni-

onsrechtlichen Grenze stärken zu können, 

wird dieser Ausschluss von Militärausgaben 

aus dem EU-Budget systematisch umgan-

gen, indem bestehende EU-Kompetenzen 

ausgedehnt werden. Im Bereich der For-

schung und Technologieentwicklung finan-

ziert die EU schon seit den 2000er-Jahren 

Projekte mit „Dual-Use“-Bezügen aus dem 

EU-Budget. Seit den 2010er Jahren steht 

die Finanzierung der Entwicklung von Ver-

teidigungsprodukten aus dem EU-Budget 

auf der Tagesordnung. 2017 wurde der Eu-

ropäische Verteidigungsfonds (EVF) über die 

Schiene von Industriepolitik und Forschung 

auf den Weg gebracht. Im Arbeitsprogramm 

2026 des EVF nennt die EU-Kommission 

die Entwicklung eines EU-Abfangjägers für 

den atmosphärischen Raum, eines Kampf-

panzers, eines Mehrfachraketenwerfers und 

eines halbautonomen Schiffes als prioritäre 

Projekte.

Die Praxis, Militär- und Rüstungsausgaben 

als Forschungs-, Technologie-, Industrie-, 

Wettbewerbs- oder Kohäsionspolitik zu im-

plementieren, ist eine rechtsstaatliche Grat-

wanderung. Maßnahmen, die dem Ausbau 

militärischer Fähigkeiten dienen, können 

nicht beliebig auf andere Kompetenzgrund-

lagen gestellt werden, wie ein Rechtsgutach-
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ten4 von Andreas Fischer-Lescano exemp-

larisch am EVF zeigt. Einzelne EU-Rechts-

expert:innen argumentieren, dass der EVF 

wegen seiner tatsächlichen verteidigungs-

politischen Zielsetzung trotz formaler Indus-

trie- und Forschungsbegründung unions-

rechtlich angreifbar sein könnte.5

Unter Ausschluss 
parlamentarischer Kontrolle

Um operative Projekte umsetzten zu kön-

nen, wurden außerbudgetäre Finanzierungs-

mechanismen mit eigener Rechtsgrundlage 

geschaffen. So wurde seit 2004 mit dem 

Athena-Mechanismus und der African Pe-

ace Support Facility vorgegangen, die 2021 

in der Europäischen Friedensfazilität (EFF) 

gebündelt wurden. Die EFF finanziert mili-

tärische EU-Operationen und Unterstützung 

gegenüber Drittstaaten, wie zum Beispiel 

zugunsten der Ukraine. Aber auch andere 

Staaten Osteuropas, des Westbalkans, 

Westasiens und der Sahelzone profitieren 

von Mitteln der EFF. Seit 2021 dürfen über 

diesen Weg auch tödliche Waffen an Dritt-

staaten geliefert werden.

Weil die EFF rechtlich nicht Teil des 

EU-Haushalts ist, entfällt die parlamentari-

sche Kontrolle über 17 Milliarden Euro für 

den Zeitraum 2021-2027. Das ist demo-

kratiepolitisch erheblich. Denn Budgetkon-

trolle ist ein Kern parlamentarischer Demo-

kratie. Sie ermöglicht öffentliche Debatte, 

Rechenschaft, Transparenz und Kontrolle 

darüber, wofür öffentliche Mittel verwendet 

werden.

Die fehlende demokratische und zivilgesell-

schaftliche Kontrolle und die mangelnde 

Transparenz der EFF wurden bereits vielfach 

kritisiert. Gefordert wird die Einbindung des 

Europäischen Parlaments sowie ein Trans-

parenzregister für Waffenlieferungen. Hinzu 

kommt Kritik an den Auswirkungen der Waf-

fenlieferungen vor Ort, besonders durch 

die illegitime Weitergabe der Waffen und ihr 

Einsatz bei Gewalt gegen die Zivilbevölke-

rung. Weitere Forderungen sind daher ver-

stärkte Kontrollen der vertragsrechtlichen 

Nutzung der gelieferten Militärgüter und ein 

Beschwerdemechanismus für die Zivilbe-

völkerung, um Missbrauchsmeldungen zu 

ermöglichen.6

Auch der Beschluss des Verteidigungs-Kre-

ditprogramms SAFE zeigt, wie parlamen-

tarische Kontrolle in der europäischen Mi-

litärpolitik geschwächt wird. Im Mai 2025 

beschloss der Rat der EU SAFE auf der 

Rechtsgrundlage der Wettbewerbsfähigkeit 

im Umfang von 150 Milliarden Euro – ganz 

ohne das EU- Parlament. Die Kommission 

hatte ein Notfallverfahren aktiviert, das für 

kurzfristige Krisen gedacht ist und die Be-

teiligung des Parlaments ausschaltet. Das 

Europaparlament brachte eine Klage beim 

Europäischen Gerichtshof ein. Die gewählte 

Rechtsgrundlage sei verfahrensfehlerhaft, 

nicht notwendig und untergrabe die demo-

kratische Legitimität in den Augen der Öf-

fentlichkeit, erklärte der Pressedienst des 

Parlaments7. 

Abbau von Kontroll- und 
Schutzmechanismen

Während das Europäische Parlament um-

gangen oder ausgeschlossen wird, waren 

Vertreter:innen der Rüstungsindustrie von 

Beginn an in die Formulierung und Gestal-

tung der europäischen Verteidigungspolitik 

eng mit einbezogen. Demokratiepolitisch 

problematisch ist, wenn bestimmte Interes-

sen strukturell privilegierten Zugang zu Ent-

scheidungsträger:innen erhalten, während 

andere Perspektiven marginalisiert bleiben. 

Berichte verschiedener NGOs, wie Trans-

national Institute (TNI)8, European Network 
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Against Arms Trade (ENAAT)9 und Corporate 

Europe Observatory (CEO)10 dokumentieren 

seit 2005 kontinuierlich den systematischen 

Einfluss der Rüstungsindustrie auf die euro-

päische Sicherheitspolitik. 

Ein wesentliches Anliegen der Konzerne ist 

der „Bürokratieabbau“. Nationale Genehmi-

gungsverfahren und Vergabekriterien, durch 

die gesetzliche Vorgaben zu Menschen-

recht- und Arbeiter:innenschutz, öffentlicher 

Gesundheit, Natur-, Wasser- und Abfallma-

nagement, Umweltverträglichkeit und zur 

Stadt- und Raumplanung überprüft werden, 

sind den Unternehmen ein Dorn im Auge. 

Diese Kontrollverfahren werden nicht nur 

von den Konzernen als zentrale Hindernisse 

für den Ausbau der Verteidigungsindustrie 

in Europa erachtet, sondern auch von der 

EU-Kommission.  

Kritik am Omnibus-Paket zur 
Verteidigungsbereitschaft

Die EU-Kommission legte im Juni 2025 ein 

Omnibus-Gesetzespaket zur Verteidigungs-

bereitschaft vor. Es soll bürokratische Hür-

den in der Verteidigungspolitik abbauen. In-

haltlich geht es dabei nicht nur um „Verein-

fachung“, sondern auch um den Abbau von 

Schutzmechanismen für Mensch und Natur. 

So warnt das European Network Against 

Arms Trade (ENAAT) vor der Aufweichung 

der Waffenexportregulierung. Allgemeine 

Verbringungsgenehmigungen sollen künftig 

auch für Exporte an Drittstaaten vergeben 

werden, die nicht an den rechtsverbindli-

chen Rahmen der EU gebunden sind. So 

könnten Waffenexportkontrollen umgangen 

werden.  Außerdem sollen bestimmte li-

zenzierte Unternehmen ihre Waffenexporte 

selbst kontrollieren, wodurch das demo-

kratische Rechenschaftsprinzip gegenüber 

dem Staat aufgehoben wird. 11

Ebenso zur Diskussion stehen Umweltau-

flagen bei Rüstungsprojekten. Die Kom-

mission warnte, dass hohe Umweltaufla-

gen die Verteidigungsbereitschaft hemmen 

würden.12 Sie schlug vor, den Behörden zur 

Kontrolle dieser Standards nurmehr einige 

Wochen Zeit zu gewähren, bevor ein Antrag 

automatisch als gewährt gelten sollte. Der 

Vorschlag aus dem November 2025 sieht 

nun vor, dass Genehmigungsverfahren ma-

ximal 150 Tage dauern dürfen. Die Frist soll 

zu laufen beginnen, sobald ein vollständiger 

Antrag eingereicht wurde, der alle notwendi-

gen (Umwelt-)Gutachten enthält.

Genehmigungsverfahren gewähren die Um-

setzung bestehender Rechtsprechung. Sie 

sind Teil der demokratischen Infrastruktur, die 

den Schutz von gesellschaftlichen Interessen 

sichert. Unter dem Vorwand der „Vereinfa-

chung“ unter der Dringlichkeit der „Verteidi-

gungsbereitschaft“ werden Schutzmecha-

nismen einer umfassenden, menschlichen 

Sicherheit zugunsten militärischer Sicherheit 

aufgegeben. „Sicherheit“ wird im Sinne der 

Rüstungsindustrie rein militärisch gedacht. 

In den Fängen der Rüstungslobbys

Es ist strukturell betrachtet nur logisch, 

dass die Rüstungsindustrie immer für mehr 

militärische Investitionen argumentieren 

wird. Die privatwirtschaftlich organisierte 

Rüstungsproduktion funktioniert im Ka-

pitalismus durch Profitgenerierung.  Die 

Nachfrageseite am Rüstungsmarkt wird 

fast ausschließlich vom Staat gebildet. Das 

bedeutet, dass die Gewinnaussichten der 

Rüstungsindustrie vom politischen Willen 

zur Aufrüstung abhängig sind.

Rüstungslobbyist:innen beraten deshalb 

nicht im gesellschaftlichen Sicherheits-, 

sondern im eigenen Profitinteresse. Vor 

diesem Hintergrund ist es bemerkenswert, 
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dass sich die EU-Kommission zwischen 

Jänner und Oktober 2025 zum Thema „Si-

cherheits- und Verteidigungspolitik“ zu 86% 

mit Vertreter:innen der Rüstungsindustrie 

traf. Mehrmals wöchentlich informierten 

sich EU-Entscheidungsträger:innen bei 

Rüstungslobbyist:innen über deren Ein-

schätzungen zur Sicherheitspolitik.  In der 

gleichen Zeit gab es 15 Treffen mit NGOs, 

Gewerkschaften oder Wissenschaftler:in-

nen zu diesem Thema.13 

Militaristischer Bias als Sicherheitsrisiko

Dieses Ungleichgewicht zeigt sich auch 

darin, dass die zehn größten im EU-Trans-

parenzregister angeführten Rüstungsun-

ternehmen im Jahr 2024 7 Millionen Euro 

ausgaben,14 um politische Entscheidungen 

in ihrem Sinne zu beeinflussen. Zivilgesell-

schaft, Friedensforschung und Parlamente 

verfügen bei weitem nicht über diesen 

Umfang an finanziellen und personellen 

Ressourcen. Die ungleiche ökonomische 

Machtverteilung in der Gesellschaft über-

setzt sich in ungleiche Partizipationsmög-

lichkeiten in der formalen Demokratie und 

verschiebt politische Debatten und Ent-

scheidungsprozesse.

Durch dieses partizipative Ungleichgewicht 

entsteht ein militaristischer Bias, der nicht 

nur die äußerliche Bedrohung ausschließ-

lich militärisch bewertet, sondern auch 

die Optionen zur Reaktion ausschließlich 

militärisch denkbar macht. Für eine nach-

haltige Friedensperspektive sind jedoch 

Maßnahmen ziviler Außenpolitik, eine um-

fassende Sicherheitspolitik, die Mensch 

und Natur in den Blick nimmt, und Schritte 

zu mehr globaler Gerechtigkeit unerläss-

lich. Sie ermöglichen Deeskalation, den 

Ausstieg aus der Rüstungsspirale und in-

ternationale Zusammenarbeit zur Bewälti-

gung der Klimakatastrophe, um langfristig 

umfassende, menschliche Sicherheit zu 

gewährleisten.

Fehlende Förderung der zivilen 
Sicherheitsforschung 

Strategische Entscheidungen sollten nicht 

von den Marketingbotschaften der Rüs-

tungslobby bestimmt, sondern durch zivile 

genauso wie militärwissenschaftliche Si-

cherheits- und Verteidigungsforschung un-

termauert werden. Die zivile Sicherheitsfor-

schung darf dabei der militärwissenschaft-

lichen in nichts nachstehen. Noch ist sie 

strukturell unterfinanziert und wissenschaft-

lich wie politisch marginalisiert. Deshalb 

müsste eine umfangreiche und nachhaltige 

Finanzierung für zivile Sicherheits- und Frie-

densforschung aufgestellt werden.

Demokratie braucht Alternativen. Wo zivile 

Forschung fehlt, fehlen auch Begriffe, Ins-

trumente und Strategien, um Konflikte an-

ders als militärisch zu denken. Erst wenn 

fundierte Perspektiven gewaltfreier Konflik-

taustragung erarbeitet werden, können sie 

politisch wirksam und der militaristische 

Bias der Sicherheitspolitik ausgeglichen 

werden. Eine starke zivile Sicherheits- und 

Friedensforschung ist deshalb keine Ergän-

zung am Rand, sondern eine demokratische 

Voraussetzung für eine offene sicherheits-

politische Debatte.

Mehr demokratische Kontrolle 
über Rüstungsproduktion

Demokratiepolitisch ist es nicht ausrei-

chend, die diskursiven Gegenspieler der 

rüstungsindustriellen Privatwirtschaft zu 

stärken. Denn Demokratie allein auf das 

Formelle und das Politische und nicht auch 

auf das Ökonomische zu beziehen, ent-

zieht der breiten Gesellschaft die Kontrolle 

über ihre Existenzbedingungen. Die Politik 

bestimmt schon jetzt über das Quasi-Mo-
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nopol in der Nachfrage auch über das An-

gebot am Rüstungsmarkt. Sie entscheidet, 

welche Militärgüter mit welchen Anforde-

rungen nachgefragt werden. Diese Anfor-

derungen werden immer direkter zwischen 

Unternehmen und Staat kommuniziert.  Die 

Bürokratie des Militärs und der Ministerien 

setzt sich in den Büros der Rüstungsunter-

nehmen nahtlos fort.15 

Wenn es strukturell in der Rüstungsproduk-

tion keinen privatwirtschaftlichen Markt gibt, 

weil Angebot und Nachfrage zu großen Tei-

len vom Staat bestimmt und Finanzierung 

und Regulierung weitestgehend von diesem 

abhängig sind, sind die größten Rüstungsun-

ternehmen strukturell und nicht formell be-

trachtet als öffentliche Unternehmen anzuer-

kennen.16 Bereits jetzt ist das Verhältnis von 

Staat, Industrie und Militär, ob auf nationaler 

oder europäischer Ebene, eng. Dieses Ver-

hältnis ist jedoch intransparent und von Eige-

ninteressen getrieben. Über mehr demokrati-

sche Kontrolle in der Rüstungsproduktion zu 

sprechen, muss deshalb in der öffentlichen 

Diskussion enttabuisiert werden. 

Demokratie braucht sozialen 
Dialog mit Betroffenen

Die formellen Entdemokratisierungsten-

denzen der EU zeigen sich in der Militär-

politik durch die rechtsstaatlich fragwür-

dige Beugung von EU-Kompetenzen, den 

Ausschluss des Europäischen Parlaments 

und bei dem strukturellen Einfluss der 

Rüstungskonzerne auf die Sicherheitspoli-

tik der EU. Gesellschaftlich stellt sich die 

Frage der Demokratie weitgehender: Wie 

ist die Kontrolle über politische und ökono-

mische Entscheidungen in der Gesellschaft 

verankert? Diese gesellschaftliche Pers-

pektive bedeutet, das Verhältnis von Staat 

und Rüstungsindustrie neu zu definieren 

und zu demokratisieren.

Sie bedeutet aber auch, die Kontrolle durch 

unmittelbar Betroffene zu ermöglichen und 

die Forderungen der Soldat:innen und des 

militärischen Personals zu berücksichtigen. 

Auf europäischer Ebene organisieren sie 

sich in der European Organisation of Military 

Associations and Trade Unions (EUROMIL) 

und fordern den Einbezug ihrer Interessen 

in den sozialen Dialog. Sie fordern bessere 

Arbeits- und Rahmenbedingungen für Sol-

dat:innen und militärisches Personal, grund-

legende Freiheitsrechte wie das Recht auf 

gewerkschaftliche Organisierung und politi-

sche Repräsentation. Wer im Namen der Si-

cherheit und zur Verteidigung der Demokra-

tie in den Militäreinsatz entsandt wird, muss 

selbst soziale und demokratische Rechte 

haben. Demokratische Sicherheitspolitik 

darf die Betroffenen nicht bloß als Mittel mi-

litärischer Handlungsfähigkeit behandeln.

Demokratie durch mehr menschliche 
Sicherheit verteidigen

„Zwischen Demokratien und Autokratien 

tobt ein Weltkrieg der Werte“, analysiert der 

Journalist und Politikwissenschafter Eric 

Frey am 29. Juni 2025 in einem Essay im 

Standard.17 Diese weit verbreitete Vorstel-

lung greift jedoch viel zu kurz. Im Jänner 

2024 gingen in Wien 80.000 Menschen mit 

der Forderung auf die Straße: „Demokratie 

verteidigen - gegen Rechtsextremismus und 

Faschismus“. Rechtsextreme, antidemokra-

tische Parteien bekommen in immer mehr 

Ländern Europas großen Zulauf. Schon bald 

könnte es verstärkt in ihren Händen liegen, 

die Außen- und Militärpolitik Europas zu 

prägen. 

Der politische Erfolg rechtsextremer Par-

teien speist sich aus der Instrumentalisie-

rung von Angst, die unter anderem aus zwei 

Jahrzehnten ökonomischer Unsicherheit 

erwachsen ist. Die Demokratie zu verteidi-

Gesellschaftli­
che Demokra­

tisierung heißt, 
das Verhältnis 
von Staat und 

Rüstungsin­
dustrie neu zu 

definieren.
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gen bedeutet deshalb, mehr menschliche, 

soziale und ökonomische Sicherheit zu er-

möglichen. Konkret braucht es Investitionen 

in eine sozial gerechte Transformation. Die 

Rüstungspolitik geht jedoch strukturell be-

dingt mit Sparpolitik im Gesundheits-, So-

zial-, Bildungs- und Pensionssystem einher. 

Austerität und Aufrüstung drehen die Spi-

ralen der Spaltung und Konfrontation nach 

innen und nach außen weiter. 

Eine Demokratie, die sich durch Entdemo-

kratisierung verteidigen will, untergräbt ihre 

eigenen Grundlagen. Die Demokratie zu 

verteidigen bedeutet daher, Alternativen zur 

Militarisierung denkbar zu machen: durch 

zivile Außenpolitik, durch soziale Sicher-

heit, durch demokratische Kontrolle, durch 

Transparenz und durch einen Sicherheits-

politik, die Mensch und Natur in den Mittel-

punkt stellt. 
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Die Demokratie 
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bedeutet, mehr 
menschliche 
Sicherheit zu 
ermöglichen.
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EDITORIAL 

Es hat sich wieder einiges getan. Neben einer überraschenden Einigung 

der Verhandlungsparteien beim Mercosur-Abkommen wird der internati-

onale Handel derzeit durch die ersten Ankündigungen von Donald Trump 

zu einem zentralen Thema in der Berichterstattung. Lisa Mittendrein gibt 

einen ersten Überblick über die Umbaupläne des (wieder) US-Präsidenten. 

Monika Feigl-Heihs skizziert das Mercosur-Abkommen und gibt eine Ein-

schätzung zu dessen Risiken und Nebenwirkungen ab. 

Frank Ey zeigt auf, dass die aktuelle Kommission unter neuerlicher Leitung 

von Von der Leyen nicht mit der letzten Kommissionsperiode verwech-

selt werden sollte – und mahnt zu einer europäischen Politik, die auch 

Arbeitnehmer:innen einbezieht. Julia Wegerer kritisiert, dass im Europä-

ischen Semester ein zu enger Blickwinkel auf die Wettbewerbsfähigkeit 

gelegt wird, der riskiert, Beschäftige einmal mehr außen vor zu lassen. Fe-

lix Mayr rückt einige der wesentlichen Erkenntnisse einer aktuellen Studie 

zu Audits und Zertifizierungen im Bereich nachhaltiger Lieferketten in den 

Blickpunkt. Bastian Henriquez Blauth stellt ein aktuelles Buch vor, in dem 

Etienne Schneider die deutsche Industrie- und Europapolitik genauer un-

ter die Lupe nimmt. Schließlich bespricht Felix Mayr ein Buch der Migra-

tionsforscherin Judith Kohlenberger zur aktuellen EU-Grenzpolitik – und 

was das mit dem aktuellen Rechtsruck zu tun hat.

Wir wünschen eine wie immer informative und spannende Lektüre!
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